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Einleitung 

Der völkerrechtliche Verkehr ist in stetem Wachsen begriffen.  Bisher 
von den einzelnen Staaten selbständig gelöste Aufgaben werden auf 
Grund der zunehmenden Interdependenz der modernen Staatenwelt zum 
Gegenstand zwischenstaatlicher Beziehungen erhoben. Es ist nicht nur 
diese gegenständliche Ausweitung, die der als auswärtige Gewalt bezeich-
neten Staatstätigkeit für das staatliche Leben besondere Bedeutung ver-
leiht. Vielmehr obliegt es ihr, ein vordringliches Ziel der deutschen 
Staatsgewalt zu konkretisieren, das die Präambel zum Grundgesetz mi t 
den Worten „ . . . als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa 
dem Frieden der Welt zu dienen.. . " umschreibt. Wie nicht zuletzt aus 
diesem Vorspruch entnommen werden kann, ist das Grundgesetz eine in 
besonderem Maße „völkerrechtsbewußte" Verfassung 1. 

Die so nach Umfang und Rang gekennzeichnete auswärtige Gewalt 
unter dem Blickwinkel des geltenden Verfassungsrechts  zu untersuchen, 
ist Aufgabe der Darstellung. I m Vordergrund stehen dabei die Probleme, 
die sich aus der Zuständigkeitsverteilung innerhalb der Bundesorgani-
sation und aus der föderalen Ordnung der Bundesrepublik ergeben. Da-
neben erschien eine Untersuchung darüber angebracht, welche Stellung 
die auswärtige Gewalt innerhalb des rechtsstaatlichen Systems der west-
deutschen Verfassungsordnung einnimmt, sowie darüber, in welchem 
Umfang die auswärtige Gewalt der Bundesrepublik im Hinblick auf die 
alli ierten Vorbehaltsrechte eingeschränkt ist. Außer Betracht mußten da-
gegen die Bindungen bleiben, die der auswärtigen Gewalt durch das ins-
besondere sie verpflichtende Wiedervereinigungsgebot auferlegt sind. 
Hier besteht ein so weiter Ermessensspielraum — nur bei offensichtlicher 
Unvereinbarkeit kann von einem Verstoß gegen das Gebot gesprochen 
werden2—, daß sich die rechtlichen letztlich in politische Fragen ver-
wandeln. 

Zugrunde liegt das geltende  Verfassungsrecht.  Ob die Bestimmungen 
des Grundgesetzes, wie Wolgast  rügt3, eine „unrichtige Landkarte" b i l -
den, die sich mi t der Natur der auswärtigen Gewalt nicht vereinen lasse, 
ist eine rechtspolitische Frage, die die Beschreibung der von dieser Land-

1 Vgl. Berber,  Apelt-Festschrift,  S. 156. 
2 Vgl. BVerfGE 5 S. 6 ff.,  126 ff.;  12 S. 51 f. 
3 Studien, S. 29. 

2* 
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karte gewiesenen Wege voraussetzt, und auf die die vorliegende Dar-
stellung lediglich im jeweiligen Zusammenhang und am Rande eingehen 
wird. Umgekehrt muß versucht werden, die Interpretation des Grund-
gesetzes frei  von Erwägungen der Rechtspolitik und der Zweckmäßigkeit 
zu halten; gerade für das Staatsrecht, das der Begrenzung und Kontrolle 
der politischen Macht dient, ist der Rechtswert wesentlicher Ordnungs-
faktor 4. Daß im Bereich der auswärtigen Gewalt die rechtlich fundierte 
Begründung häufig durch das Argument einer Notwendigkeit ersetzt 
wird, ist nicht zuletzt auf den Einfluß des Satzes vom „Primat der 
Außenpolit ik" zurückzuführen:  wenn es um den Bestand oder das Auf-
treten des Staates nach außen geht, ist man geneigt, außenpolitische For-
derungen per se auch als rechtmäßig anzusehen5. 

Die Darstellung beschränkt sich auf die unter der Geltung des Grund-
gesetzes entstandenen oder entstehenden auswärtigen Beziehungen. 
Außer Betracht bleiben mi th in zum einen die Probleme, die sich aus dem 
Eintr i t t der Bundesrepublik in die Rechte und Pflichten des Deutschen 
Reichs ergeben, diejenigen Fragen also, die sich — um die Terminologie 
des BVerfG im „Konkordatsurteil" aufzunehmen® — auf die „überkom-
menen" im Gegensatz zu den „übernommenen" Verpflichtungen beziehen. 
Zum anderen ist nicht Gegenstand der Erörterungen der Fragenkreis, der 
sich im Falle eines Außerkrafttretens  des Grundgesetzes (Art. 146) im 
Hinblick auf eine Bindung Gesamtdeutschlands an die Verträge der 
Bundesrepublik ergibt7. 

Was den Aufbau der Untersuchung anlangt, so wäre es naheliegend 
gewesen, zunächst den Rahmen zu bestimmen, innerhalb dessen sich die 
auswärtige Gewalt des Bundes bewegt, und erst dann die Zuständigkeiten 
der Bundesorgane zu beschreiben. Auf dieses Vorgehen wurde jedoch 
deswegen verzichtet, wei l die Auslegung von Art . 59 für die Interpreta-
t ion von Art . 32 im Bereich der vertragschließenden Gewalt von erheb-
licher Bedeutung ist. 

I n allen Abschnitten unternimmt die Darstellung den Versuch, die oft 
isoliert betrachtete auswärtige Gewalt in den Gesamtrahmen der verfas-
sungsmäßigen Ordnung des Grundgesetzes einzufügen. 

4 Vgl. dazu Loewenstein,  Verfassungslehre,  S. 129. 
5 Vgl. Krüger,  Allgemeine Staatslehre, S. 933. 
β BVerfGE 6 S. 309 ff.,  366 (2. Absatz). 
7 Vgl. hierzu Abendroth,  Die völkerrechtliche Bindung Gesamtdeutschlands 

durch Verträge seiner Staatsfragmente. 



E r s t e r T e i l 

Begriff,  Wesen und Beschränkungen 
der auswärtigen Gewalt der Bundesrepublik 

§ 1 Begriff  und Aspekte der auswärtigen Gewalt 

Der Begriff  „auswärtige Gewalt" wurde von Härtel  in der Überschrift 
des V. Kapitels seines Deutschen Staatsrechts1 in die Verfassungsrechts-
lehre eingeführt  und hat Bezeichnungen wie „auswärtige Verwaltung", 
„Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten"2, „äußeres Staatsrecht"3 

oder „Repräsentativgewalt"4 verdrängt. Er ist im Grundgesetz, das in 
den einschlägigen Bestimmungen von „auswärtigen" Staaten (Art. 32, 59), 
„auswärtigen" Angelegenheiten (Art. 73 Nr. 1) und vom „auswärtigen" 
Dienst (Art. 87) spricht, nicht enthalten und bedarf  näherer Bestimmung. 

I . Auswärtige Gewalt als Völkerrechtssubjektivität 

Wolgast  versteht unter auswärtiger Gewalt, die er in engem Anschluß 
an die Darstellung Hänels  untersucht, die Fähigkeit, nach außen Hand-
lungen vornehmen zu können, die kraft  ihrer Natur auswärtige Rechts-
subjekte oder Rechtsobjekte voraussetzen5. Neben diese völkerrecht-
lichen Souveränitätsrechte stellt er als zweiten Teilbereich der „primären 
auswärtigen Gewalt" die äußeren Hoheitsrechte und erblickt darin die 
Fähigkeit, die innerstaatlichen Voraussetzungen für die Ausübung der 
völkerrechtlichen Hoheitsrechte zu schaffen®.  Danach ist auswärtige Ge-
walt der äußere Tei l der Souveränität, wenn man diese als die Fähigkeit 
auffaßt,  über die inneren und äußeren Angelegenheiten unabhängig von 

1 Bd. I S . 531 ff. 
2 So Meyer-Anschütz,  Lehrbuch, S. 809. 
8 So Zorn,  Staatsrecht, Bd. 2 S. 419. 
4 So Rönne, Staatsrecht der Preuß. Monarchie, Bd. 1 S. 682. 
5 AöR Bd. 5 S. 7. 
8 Als „sekundäres Gebiet" sieht er diejenigen Materien an, die zunächst 

rein innerstaatlich gelöst werden können, die aber infolge der internationalen 
Verflechtungen von Fa l l zu Fa l l zum Gegenstand auswärtiger Beziehungen 
gemacht werden (a. a. O., S. 8). 


